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Antrag 

der Abgeordneten Kleinert (Marburg), Dr. Müller (Bremen), Suhr und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


ökologischer Nachtragshaushalt 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen ökologischen 
Nachtragshaushalt vorzulegen, um unverzüglich 

— die Vergiftung unserer Umwelt wirksam zu bekämpfen und 

— der durch lang andauernde Massenarbeitslosigkeit verursach- 
ten neuen Armut entgegenzuwirken. 

Nicht enden wollende umweltpolitische Katastrophenmeldungen 
(bevorstehendes Nordseesterben, fortschreitendes Waldsterben, 
Giftmüllfunde, Trinkwasserverseuchung, gesundheitsgefähr- 
dende Chemikaüen usw.) dulden ebenso wie der Anstieg der 
Arbeitslosenzahlen keinen weiteren Handlungsaufschub. Die 
Bundesregierung soll beide Probleme auf der Basis eines inte- 
grierten Lösungskonzepts angehen, das vom Verursacherprinzip 
ausgeht und dem Stand der ökologischen Diskussion Rechnung 
trägt. 

Die folgenden fünf zentralen ökologischen Aufgabenfelder sind 
für einen raschen und wirkungsvollen wirtschafts- und umweltpo- 
litischen Kurswechsel besonders bedeutsam; es hegen erprobte 
technische Konzepte vor, die finanziellen Voraussetzungen kön- 
nen dem Verursacherprinzip entsprechend geschaffen werden, 
und es sind hochpositive Beschäftigungseffekte nachgewiesen: 

— Abwasserentgiftung 

Noch immer degradieren zahllose industrielle Betriebe und an die 
Kanalisation nicht angeschlossene private Haushalte die Gewäs- 
ser der Bundesrepublik Deutschland zu Abwässerkanälen: wo 
Abwasser überhaupt behandelt wird, läßt die Reinigungsleistung 
sehr zu wünschen übrig. Kanalisierung, Ausbau, Entwässerung, 
Dränung, Flurbereinigung, verfehlte landwirtschaftliche Nut- 
zung, Versiegelung durch Verkehrsflächen, Mülldeponien und 
Bergehalden, Luftverschmutzung verringern die ökologische 
Funktionsfähigkeit der Gewässer zusätzlich. Die über die großen 
deutschen Flüsse in die Nordsee transportierten Schmutzfrachten 
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werden in wenigen Jahren - wenn keine einschneidenden Ände- 
rungen durchgesetzt werden können - den ökologischen Tod der 
Nordsee zur Folge haben. Über eine Ausweitung der Schadpara- 
meter und deutliche Anhebung der Abwasserabgaben (nach dem 
Abwasserabgabengesetz) sind den Gemeinden Mittel für ein 
„ Abwassersanierungsprogramm " zur Verfügung zu stellen, um 
die Gmndwasserkontamination durch undichte Abwassersamm- 
ler und die hydraulische Überlastung der Kläranlagen zu verhin- 
dern, die beste verfügbare Technologie für Kläranlagen anzuwen- 
den und die dritte Reinigungsstufe zur Denitrifikation und Ent- 
phosphatisierung, dezentrale Regenwasserversickerung oder 
Regenwasserbehandlung bei Trennkanalisation einzuführen. 

- Altlastensanierung 

Hochgefährliche Sonderabfälle fallen in großen Mengen in der 
Chemieindustrie, aber auch in der Eisen- und Stahlindustrie und 
der Nicht-Eisen-Metallindustrie an. In der Vergangenheit wurden 
diese Abfälle häufig ohne Rücksicht auf Gefahren ungeschützt 
abgelagert; heute werdeiT hierdurch vielfach Notfall-Reaktionen 
der verantwortlichen Behörden, mindestens aber langfristig ange- 
legte aufwendige Sanierungsmaßnahmen erforderlich. Analog 
zum Superfund-Gesetz in den USA (CERCLA) soll daher eine 
Abgabe auf Rohöl sowie petrochemische und anorganische 
Grundstoffe (Schwefel- und Salpetersäure, Ammoniak, Methan 
u.a) erhoben werden. Mit diesen Mitteln ist eine verbesserte 
Erfassung und Kontrolle der Altlasten, ihre Untersuchung und 
Sanierung (nach einer Prioritätenliste) durch Sickererfassung und 
Reinigung sowie Oberflächenabdichtung durchzuführen. Ein Teil 
der Mittel ist zur Sonder ab fall- Vermeidung einzusetzen: Die 
Erforschung und Anwendungserprobung von Produktionsverfah- 
ren und Produkten, durch die keine gefährlichen Stoffe anfallen 
bzw. die keine solche enthalten („Konversionsforschung" vor 
allem für die Chemieindustrie). 

- Entgiftung der Kohlekraftwerke 

Die Grenzwerte der Großfeuerungs-Anlagen-Verordnung für 
Kohlekraftwerke entsprechen längst nicht mehr dem Stand der 
Technik - der Einbau von Entschwefelungs- und Entstickungsan- 
lagen ist überfällig, wird aber von den Kraftwerksbetreibern 
gegenüber dem Ausbau der Kernenergie und der Schließung des 
Brennstoffkreislaufs durch eine Wiederaufbereitungsanlage für 
Kernbrennstoffe als nachrangig angesehen; eine wirksame 
Bekämpfung des fortschreitenden Waldsterbens findet nicht statt. 
Die Erhebung einer Schadstof fabgabe auf Schwefel- und Stick- 
stoffemissionen mit ihrem starken Lenkungseffekt könnte dieser 
verhängnisvollen Fehlentwicklung entgegenwirken und zu einer 
drastischen Verminderung der Schadstoffmengen innerhalb 
weniger Jahre führen. 

- Energieeinsparung und rationelle Energienutzung 

Grundlage einer umweltverträglichen Energieversorgung sind 
die Energie einsparung (Wärmedämmung an öffentlichen und pri- 
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vaten Gebäuden, Nah- und Fernwärmeausbau durch Abwärme- 
nutzung bei industriellen Anlagen und kraftwärmegekoppelten 
Feuerungsanlagen, Umstellung auf dezentrale Energieversor- 
gungsstrukturen) und Nutzung regenerativer Energiequellen 
(Sonnen- und Windenergie, Wasserkraft und Biogasgewinnung). 
In beiden Bereichen stehen dem sinnvollen Einsatz Informations- 
mängel sowie rechthch-administrative und politische Hemmnisse 
entgegen. Eine zusätzliche Belastung des Energieträgers Strom 
-zu dessen Erzeugung heute immer noch ca. zwei Drittel der 
eingesetzten Energie verschwendet werden - durch eine Verstro- 
mungsangabe (nach dem Dritten Verstromungsgesetz, das aus- 
drücklich die „Sicherung der Energieversorgung" zur Zielsetzung 
hat) führt zu einem Mittelaufkommen, das zur Durchsetzung einer 
rationellen Energienutzung verwendet werden kann. Die Strom- 
preisaufsicht sollte eine Erhöhung der Preise für die Stromver- 
braucher solange nicht genehmigen, wie die Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen Finanzmittel in unrentable und gefährliche 
Projekte (Wiederaufbereitungsanlage und Kernkraftwerke) 
stecken. 

- Umweltverträgliche Verkehrswirtschaft 

Viele Unfalltote und -verletzte, Gesundheits- und Naturschäden 
durch Abgase, allgegenwärtiger Lärm, Zerschneidung und 
Asphaltierung von Städten und Landschaften und verschwenderi- 
scher Umgang mit Energie und Rohstoffen sind die Folgen einer 
Verkehrspolitik, die den Schwerpunkt auf den privaten Autover- 
kehr gesetzt hat. Die umweltfreundlichere Alternative - der 
öffentliche Personenverkehr — wird demgegenüber sträflich ver- 
nachlässigt. Aus dem Aufkommen einer erhöhten Mineralölsteuer 
könnten statt dessen Maßnahmen finanziert werden, die dieser 
verhängnisvollen Entwicklung entgegenwirken: Stärkung der 
Investitionskraft der Deutschen Bundesbahn in den Bereichen 
„öffentlicher Personennahverkehr" (ÖPNV) und Güterverkehr, 
Erhöhung der Zuschüsse an die Gemeinden für Radwegebau und 
V erke hrsb eruhigung . 

Bonn, den 18. Juni 1985 

Kleinert (Marburg) 

Dr. Müller (Bremen) 

Suhr 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 


Begründung 

Ein solcher ökologischer Nachtragshaushalt, finanziert über Son- 
derabgaben und eine Erhöhung der Mineralölsteuer, kann einen 
wesen tlichen Beitrag zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit 
leisten. Die vorgeschlagenen Maßnahmen bedeuten arbeitsinten- 
sive Produktion insbesondere für klein- und mittelständische 
Unternehmen. Sie helfen, die brachliegenden Kapazitäten ins- 
besondere der Bauwirtschaft auszulasten, deren Verlust anson- 
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sten bevorsteht und in späteren Jahren den Handlungsspielraum 
für ökologische Investitionen erheblich einzuschränken droht. 
Dagegen ist die Mittelaufbringung über Sonderabgaben weitge- 
hend beschäftigungsneutral; es werden hauptsächlich überdurch- 
schnittlich gewinnstarke Sektoren der Wirtschaft belastet 
(Chemieindustrie, Energiewirtschaft). Die Gefahr ruinöser 
Kosteneffekte durch Sonderabgaben besteht insoweit nicht. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen setzen mittelfristig eine 
Umstrukturierung der Kapazitäten in den angesprochenen Indu- 
striezweigen voraus - ein reines Beschäftigungsprogramm, das 
die gegebenen Produktions- und Nachfragestrukturen fort- 
schriebe, liefe demgegenüber Gefahr, vorhandene Umweltge- 
fährdungen noch zu verstärken. 
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